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Baustopp am internationalen  
Flughafen Nijgadh

Anfang Dezember hat der Oberste Gerichtshof 

(SC) angeordnet, a l le laufenden Arbeiten auf 

der Baustelle des geplanten internationalen 

Flughafens Nijgadh (NIA), einzustellen, ein-

schließlich das Fällen von Bäumen. Das Gericht 

gab mit dieser Entscheidung einer Petit ion von 

Dwarikanath Dhungel, ehemaliger Sekretär 

des Nijgadh Forest Preservation Committee , 

sowie weiterer Kläger Recht. Die Klage r ich-

tete sich gegen mehrere Regierungsbehörden, 

so das Minister ium für Wald. Die Antragsteller 

monier ten, dass für den Bau des Flughafens 

Mill ionen von Bäumen gefällt werden müssen, 

einige zwischen 500 bis 600 Jahre alt.  Der Bau 

des geplanten Flughafens gilt a ls Bauprojekt 

höchster Pr ior ität. Der Flughafen Nijgadh soll 

zu einem internationalen Drehkreuz ausge-

baut werden. Geplant ist ein Umschlagplatz 

für Luf t transit in 22 benachbar te Länder mit 

einer Kapazität von rund 15 Mill ionen Flug-

gästen pro Jahr. Dem Flughafenbau wird eine 

strategisch wichtige Rolle in der wir tschaf tl i -

chen Entwicklung des Landes zugeschrieben. 

Die Regierung ignorier te bisher berechtigte 

Einwände gegen die Abholzung der Bäume 

und die Umweltzerstörung. Der SC hat beide 

Par teien zu weiteren Gesprächen aufgerufen.

Verhaftung nach Tod in  
der Menstruationshütte 

In Achham wurde nach dem Tod einer jungen 

Frau, die anlässlich ihrer Menstruation aus 

dem Haus verbannt worden war, erstmals ein 

Täter verhaf tet. In Nepal ist die Frauen dis-

kr iminierende Praxis (Nepali:  Chhaupadi )  seit 

August 2017 verboten. Verhaf tet wurde der 

Schwager der Verstorbenen, weil er sie zum 

Verlassen des Hauses gezwungen haben soll. 

Die Verstorbene war Anfang Dezember in ei -

ner engen, zugigen und dunklen Menstruati -

onshüt te (Nepali:  Chhaugoth )  tot aufgefunden 

worden. Trotz Kampagnen zur Beendigung 

der Chhaupadi -Praxis werden v iele Frauen 

insbesondere im Westen Nepals immer noch 

dazu gezwungen. Der Oberste Gerichtshof 

(SC) hat te schon im Mai 2005 ein Verbot des  

Chhaupadi  angeordnet und die Regierung auf-

geforder t, diese Praxis zu kr iminalisieren. Es 

dauer te über ein Jahrzehnt, bis die Regierung 

das Gesetz verabschiedete. Seit Inkraf t tre -

ten im August 2018 wird jeder, der eine Frau 

zwingt in Menstruationshüt ten zu leben, mit 

drei Monaten Gefängnis und einer Geldstrafe 

von 3000 Rupien bestraf t (knapp 24 Euro). Tä-

ter in einer öf fentlichen Posit ion sollen höher 

bestraf t werden. Die Polizei untersucht nun, 

ob die Verstorbene von ihrem Schwager ge-

zwungen wurde, in dem Verschlag zu leben, 

der etwa 100 Meter von ihrem Haus ent fernt 

l iegt. Zur gleichen Zeit begann in Nepal eine 

landesweite, 16-tägige Kampagne gegen ge-

schlechtsspezif ische Gewalt. 

Wahlreform für freie und faire Wahlen

Seit der Verkündung der neuen Ver fassung 

2015 hat Nepal eine Reihe von Wahlen für 

alle drei Regierungsebenen – national, Pro -

v inzen und lokal – durchgeführ t. Nepal folgt 

einem gemischten Modell des Wahlsystems, 

das nicht nur dem Prinzip der Mehrheitswahl 

folgt, sondern die Wahl von Personen, nicht 

von Par teil isten, fördern soll.  In Bezug auf 

die Wahlgesetzgebung ver fügt Nepal derzeit 

über elf verschiedene Gesetze, 29 Er lasse und 

über 80 Richtlinien. Diese Vielzahl an Bestim-

mungen hat dazu geführ t, dass der Wahlpro -

zess schwier ig, mühsam und verwirrend aus-

fällt und die Durchführung freier, fa irer und 

unabhängiger Wahlen of t behinder t. Ebenso 

haben der polit ische Einf luss bei der Ernen-

nung der Wahlkommissare und die Finanzkon-

trolle durch die Exekutive dazu geführ t, dass 

die Wahlkommission Nepals (ECN) nicht so 

autonom ist, wie es die Ver fassung vorsieht. 

Eine Reform steht also an, wenngleich die 

Wahlen im Jahr 2017 zu stabilen Regierungen 

im Zentrum, in den Provinzen und auf lokaler 

Ebene geführ t haben. Regierung, Wahlkom-

mission, Par lament und Ziv ilgesellschaf t sind 

sich einig, dass die Zahl der Gesetze reduzier t 

werden muss, um den Wahlvorgang besser zu 

verwalten, einfacher zu verstehen und frei 

und fair durchführen zu können. Derzeit ar-
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Schulgebäude im laufenden Geschäf tsjahr zu 

sanieren. Das Finanzminister ium teilte 9,23 

Mill iarden Rupien zu (73,4 Mill ionen Euro), da-

von 8 Mill iarden Rupien an Darlehen, bereit-

gestellt von der indischen Regierung über die 

Exim-Bank. Die Anforderungen an die Kredit-

vergabe sind allerdings so komplizier t, dass 

sie beim Bau von Schulgebäuden kaum er füllt 

werden können. So muss sichergestellt wer-

den, dass 70 Prozent der für den Bau verwen-

deten Materia lien aus Indien stammen und die 

Auf tragsvergabe nur an indische Bauf irmen 

er folgt. Im Ergebnis können voraussichtlich 

also nur 1,23 Mill iarden Rupien (knapp zehn 

Mill ionen Euro) eingesetzt werden. Zwölf Pro -

zent von dem, was veranschlagt wurde. Von 

der Ankündigung im Jahr 2016, den Wieder-

aufbau aller beschädigten Schulen bis 2020 

abzuschließen, ist die Wirklichkeit weit ent-

fernt. Eltern sehen darin ein Beispiel für die 

schiere Inkompetenz der Regierung, nachdem 

mehr als v ier Jahre seit der Katastrophe ver-

gangen sind. Die nationale Behörde für Wie-

deraufbau hat te 2016 einen Wiederaufbauplan 

erarbeitet und geschätzt, dass 180 Mill iarden 

Rupien (1,4 Mill iarden Euro) für den Bau der 

vom Erdbeben zerstör ten akademischen Insti -

tutionen benötigt werden und 167 Mill iarden 

Rupien (1,3 Mill iarden Euro) für den Wieder-

aufbau von Schulen und Klassenzimmern. 

Internationale Kritik  
an der Übergangsjustiz

Die internationale Gemeinschaf t zeigt sich 

über die Verzögerungen bei den Maßnahmen 

der Übergangsjustiz zunehmend besorgt, 

etwa die der Umsetzung internationaler Ver-

träge und Standards. Im November veröf fent-

l ichten die Internationale Jur istenkommission 

( ICJ),  Amnesty International, Human Rights 

Watch  und TRIAL International  eine gemein-

same Erklärung, dass Nepal in Sachen Gerech-

tigkeit, Wahrheit und Wiedergutmachung für 

Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen 

keine wirklichen For tschrit te erzielt hat. 

Die Wahrheits- und Versöhnungskommission 

(TRC) sowie die Untersuchungskommission 

für verschwundene Personen (CIEDP) seien 

zwar eingerichtet worden, um Gräueltaten aus 

der Konf liktzeit aufzuarbeiten. Ihre Arbeit sei 

jedoch unwirksam, Straf losigkeit und verwei -

ger te Opferrechte seien nach wie vor weit 

beitet eine Gruppe von zehn Exper ten an einer 

Überarbeitung. Der bisherige Entwur f sieht 

unter anderem eine strengere Durchsetzung 

des Verhaltenskodex oder str ikte Bestim-

mungen zur Transparenz bei der Wahlf inan-

zierung vor, indem etwa Transaktionen über 

Banken obligatorisch werden. Ebenso sollen 

zukünf tig alle Wähler/- innen, die am Wahltag 

18 Jahre alt werden, in die Wahl einbezogen 

werden. Die Wahlzentren sollen außerdem ge-

schlechts- und behinder tengerecht gestaltet 

werden. 

Rituelle Tieropfer am Gadhimai-Schrein

Anfang Dezember fanden erneut die umstr it-

tenen r ituellen Tieropfer am Gadhimai-Schrein 

in der Baras Mahagadhimai-Gemeinde stat t. 

Das zweitägige Ritual begann mit der Opfe-

rung von fünf Tieren im Auf trag von Gläu-

bigen (genannt Panchabali )  durch eine Gruppe 

von Oberpriestern am Schrein von Bramhast-

han in der Nähe des Tempels in Bar iyarpur. 

Gemäß Beschluss des Obersten Gerichtshofs 

hat te das Innenminister ium keine Er laubnis 

für das blutige Ritual er teilt ,  was aber unbe-

achtet blieb. Im Gegenteil:  „Letztes Jahr wur-

den rund 5000 Büf fel geopfer t. In diesem Jahr 

könnte die Zahl auf 10.000 steigen“, hat te der 

Vorsitzende des Tempelkomitees, Moti Kush-

waha, erklär t und hinzugefügt, dass auch die 

gleiche Anzahl von Vögeln und Ziegen als Op-

fer angeboten würde. Fotojournalisten, die 

die Opferstät te aufgesucht hat ten, war der 

Zugang in den Tempel allerdings verweiger t 

worden. Dies wird als Versuch interpretier t, 

den Protest von Tierrechtsgruppen einzu-

dämmen, die sich für die Abschaf fung dieses 

grausamen Rituals einsetzen. 

Staatliche Hilfen für  
öffentliche Schulen unzureichend

Hunder te öf fentlicher Schulen, die nach den 

Erdbeben vor v ier Jahren nur provisorischen 

Unterr icht anbieten können, müssen weitere 

Jahre war ten, bis sie wieder in zweckmäßigen 

Schulgebäuden Unterr icht er teilen können. 

Die Regierung hat das notwendige Budget 

für den Wiederaufbau erdbebengeschädigter 

Schulgebäude nicht bereitgestellt.  Veran-

schlagt waren elf Mil l iarden Rupien (etwa 

87,45 Mill ionen Euro), um 1806 öf fentliche 
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anzubieten. Die Fluggesellschaf t beklagte 

auch die mangelnde Förderung durch die Re-

gierung, zumal die Treibstof fpreise am Trib -

huvan International Airport  in Kathmandu zu 

den höchsten der Welt zählen. Ein ehemaliger 

Generaldirektor der Ziv i l luf t fahr tbehörde Ne-

pals nannte es ein of fenes Geheimnis, dass 

es für einheimische Betreiber ohne die Unter-

stützung der Regierung schwier ig ist, ihr An-

gebot auf internationale Strecken auszudeh-

nen. Buddha Air  besitzt die größte Flot te in 

Nepal mit 13 Flugzeugen, die meisten davon 

zweimotorige Turboprops.

Nepal gegen Zwangsarbeit ,  
Menschenhandel und Kinderarbeit

Nepal hat seine Zusage bekräf t igt ,  Zwangs-

arbeit ,  Menschenhandel und Kinderarbeit  im 

E inklang mit den Zie len der Vereinten Na-

t ionen für nachhalt ige Entwick lung (SDGs) 

auszumerzen. Am Eröf fnungstag einer drei -

tägigen Asien-Regionalkonferenz der All ianz 

8,71 bekräf t igte die nepal ische Regierung in 

Person des Ministers für Arbeit ,  Beschäf t i -

gung und sozia le Sicherheit ,  Gokarna B ista , 

ihre entsprechende Zusage. „ In Nepal erken-

nen wir diese Verbrechen a ls Verbrechen ge -

gen den Staat an“,  fügte B ista hinzu. Zwangs-

arbeit ,  Menschenhandel und Kinderarbeit 

gelten a ls die größten Herausforderungen bei 

der Gewähr le istung der Menschenrechte welt-

weit .  Laut der vom Zentra lamt für Stat ist ik im 

Apr i l  vorgestel l ten nat ionalen Arbeitskräf-

teerhebung für die Jahre 2017-18 befanden 

sich in Nepal 31.338 Personen in Zwangsar-

beitsverhältnissen. Laut e iner Umfrage sind 

bei  den Zwangsarbeiter ( inne)n 56 Prozent 

männlich, 17 Prozent Kinder.  Die Umfrage er-

gab außerdem, dass in Nepal von den rund 

sieben Mil l ionen Kindern im Alter zwischen 

5 und 17 Jahren rund 286.000 gegen Entgelt 

arbeiten. Die All ianz 8,7  hingegen schätzt, 

dass in Nepal 1,6 Mil l ionen Kinder im Alter 

von 5 bis 17 Jahren Kinderarbeit  verr ichten. 

Davon werden schätzungsweise 621.000 Kin-

der bei  gefähr l ichen Arbeiten eingesetzt.  An 

der Konferenz nahmen Sozia lpar tner,  Regie -

rungsver treter und Mitgl ieder von Arbeitneh-

mer- und Arbeitgeberorganisat ionen aus 15 

Ländern te i l . 

1  Der Name bezieht sich auf das SDG-Ziel 8,7, Anm. der Red.

verbreitet. Die nepalischen Akteure l ießen 

nur unzureichende Bemühungen erkennen. 

Die polit ischen Par teien versuchten stat tdes-

sen, die Schlüsselposit ionen in den Gremien 

der Übergangsjustiz mit polit isch genehmen, 

eigenen Leuten zu besetzen. Die Erklärung 

verweist auf das internationale Strafrecht, 

wonach ein(e) Bürger/- in, der oder die einer 

schweren Menschenrechtsverletzung verdäch-

tigt wird, entsprechend der universellen Ge-

r ichtsbarkeit in anderen Ländern verhaf tet 

und einer strafrechtlichen Untersuchung un-

terzogen werden kann. 

Disziplinarmaßnahmen gegen 258 
Regierungsmitarbeiter/-innen

Die nationale Aufsichtsbehörde (National Vigi-

lance Centre , NVC) hat Regierungsstellen und 

Gemeinden in Kathmandu angewiesen, Dis-

ziplinarmaßnahmen gegen 258 Mitarbeiter/ 

-innen wegen Abwesenheit sowie Verletzung der 

Kleiderordnung einzuleiten. Gemäß § 55 Abs. 

A des Beamtengesetzes können Beamtinnen 

und Beamte verwarnt werden oder müssen mit 

einem Aktenvermerk in der Personalakte rech-

nen, wenn sie unpünktlich, nachlässig oder 

unentschuldigt abwesend sind. Zwischen dem 

17. und 22. November führte die NVC überra-

schende Inspektionen in Kathmandu durch und 

fand 150 Beamtinnen und Beamte und andere 

Mitarbeiter/-innen während der Dienstzeit ohne 

Erlaubnis abwesend, 108 verstießen gegen die 

Vorschrif ten zur Dienstkleidung. 

Buddha Air stellt Flüge nach Kalkutta ein

Nur sechs Monate nach Aufnahme der Di -

rekt f lüge von Kathmandu nach Kalkut ta hat 

Buddha Air  angekündigt, dass sie diese Flü-

ge ab dem 1. Dezember einstellt.  Diese An-

kündigung bedeutet das faktische Ende der 

ehrgeizigen Pläne der größten nepalischen 

Fluggesellschaf t. Sie hat te in den internati -

onalen Langstreckenmarkt einsteigen wollen 

und sich den Termin bis August 2020 gesetzt. 

Laut Fluggesellschaf t hat sie allerdings auf 

der Strecke Kalkut ta-Kathmandu Verluste in 

Höhe von 100 Mill ionen Rupien (795.000 Euro) 

er l i t ten. Die vor 22 Jahren gegründete Flugge-

sellschaf t plant nun, sich auf Verbindungen in 

die Provinzen zu konzentr ieren und Kurzstre -

ckenf lüge in abgelegene Bergdestinationen 
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sich zuversichtl ich, dass in den verbleibenden 

Quar talen die Ausgaben ein gewohntes Volu-

men erreichen.

Führender maoistischer Politiker  
in Untersuchungshaft 

Anfang November wurde der ehemalige Spre -

cher des Repräsentantenhauses und Minister, 

Kr ishna Bahadur Mahara ,  vom Bezirksger icht 

Kathmandu wegen versuchter Vergewalt igung 

einer Mitarbeiter in im Par lamentssekretar iat 

verhaf tet und in Untersuchungshaf t genom-

men. Der vorsi tzende R ichter am Bezirks-

ger icht,  Sudarshan Raj Pandey, fußte sei -

ne Entscheidung auf die Anklageschr if t  der 

Staatsanwaltschaf t .  Die Staatsanwaltschaf t 

(DAO) hat für Mahara gemäß Ziv i lstrafrecht 

und Strafgesetzbuch bis zu sieben Jahre und 

sechs Monate Gefängnis beantragt.  Mahara 

muss a l lerdings bei  e iner Verur tei lung mit 

b is zu fünf Jahren Gefängnis für versuchte 

Vergewalt igung (Abschnit te 219 und 34 des 

Strafgesetzbuchs) und weiteren zwei Jahren 

und sechs Monaten nach Abschnit t  15 des 

Strafgesetzbuchs für das Begehen einer Straf-

tat während der Ausübung eines öf fent l ichen 

Amtes rechnen. Er kann nach der Änderung 

des Bürger l ichen Gesetzbuchs nicht gegen 

Kaution ent lassen werden. Dies gi l t  für a l le 

Personen, denen eine Anklage im Strafrecht 

droht,  die sie für mehr a ls drei  Jahre ins Ge -

fängnis br ingen könnte. Mahara muss a lso bis 

zum endgült igen Ur tei l  die Zeit  im Gefängnis 

verbüßen. Es ist  dies das erste Mal,  dass e in 

Pol i t iker von Maharas pol i t ischem Gewicht 

wegen einer Straf tat ins Gefängnis verbracht 

wird. A ls hochrangiger Pol i t iker war zuvor 

nur der ehemalige Minister des nepal ischen 

Kongresses, Jaya Prakash Gupta , ins Gefäng-

nis gewander t.  Der Oberste Ger ichtshof hat te 

ihn wegen Korruption verur tei l t .  Mahara trat 

auf Anweisung der regierenden Kommunist i -

schen Par tei  Nepals (NCP) am 1. Oktober,  drei 

Tage nach dem Vor fa l l ,  vom Posten des Spre -

chers zurück. Seinen Si tz a ls Abgeordneter 

kann er e instwei len behalten, b is das Ger icht 

e in endgült iges Ur tei l  fä l l t .  Mahara erhält 

hochkarät igen jur ist ischen Beistand für seine 

Ver teidigung, darunter der ehemalige Gene-

ra lstaatsanwalt  Raman Shrestha und der ehe -

malige Leiter der Nepal Bar Association  (NBA) 

Sher Bahadur KC.

Ladenbesitzer blockieren Verkehr

Nachdem sie jahrelang mit Staub und Rauch 

belastet waren, l ießen Händler aus dem Raum 

Chabahil ihre Roll läden herunter und stoppten 

die Fahrzeuge entlang des Straßenabschnit ts 

Chabahil -Bouddha. Sie protestier ten gegen 

die übermäßige Verzögerung beim Teeren des 

Straßenabschnit ts. Sie hat ten Informationen 

erhalten, dass der Straßenabschnit t nicht wie 

angekündigt befestigt und geteer t würde. Die 

Anwohner/- innen und Händler von Chabahil 

bis Bouddha kämpfen seit über v ier Jahren mit 

Staub und Rauch. Regierung und polit ische 

Führer hat ten der beauf tragten Bauf irma ein 

Ult imatum gestellt ,  den Bau rechtzeit ig abzu-

schließen. Danach nahmen die Arbeiten tat-

sächlich Fahr t auf, und die Bauf irma setzte 

sich den Termin 2. Dezember, um die Arbei -

ten abzuschließen. Allerdings wiesen die Be-

hörden den Bauunternehmer aus Kostengrün-

den an, nur das acht Meter breite, mit t lere 

Teilstück der Straße zu asphaltieren und die 

jeweils fünf Meter langen Ränder auf beiden 

Seiten der Straße unbefestigt zu lassen. Die -

se Entscheidung machte die Hof fnungen der 

Anwohner/innen auf staubfreiere Luf t zunich-

te. Sie reagier ten entsprechend wütend. Die 

Behörden ihrerseits begründen die Beschrän-

kung damit, dass in den nicht-asphaltier ten 

Teilstücken Wasserrohre neu ver legt werden 

sollen. 

Mittelabfluss in Karnali stockt

Die Regierung der Provinz Karnali hat in den 

ersten drei Monaten des Haushaltsjahrs nur 

einen Bruchteil  des Haushaltsbudgets inves-

t ier t. Von eingeplanten 34,35 Mill iarden Ru-

pien (273 Mill ionen Euro) wurden bis Mit te 

Oktober nur rund 366,2 Mill ionen Rupien (2,9 

Mill ionen Euro) ausgegeben, 1,09 Prozent des 

Gesamtbudgets. Die Minderausgaben betref-

fen mehrere Ausgabenposten, etwa die Rubrik 

Laufende Ausgaben oder das Entwicklungs-

budget. Opposit ionsführer Jeevan Bahadur 

Shahi vom nepalischen Kongress zeigte sich 

nicht überrascht: „Wie kann eine Regierung, 

die sich bei der Haushaltsvorlage um drei Mo-

nate verspätet, den Haushalt rechtzeit ig um-

setzen? “ Die Provinzregierung ihrerseits nann-

te den Mangel an Fachleuten als Grund für 

das schlechte Ausgabenszenario. Sie zeigte 




